
Am 21. November 1946 trat 
die Belegschaft des bekannten 
Panzerschränkebetriebes Bode- 
Panzer in Hannover in den 
Streik. Es geht in diesem Kampfe 
um das Mitbestimmungsrecht der 
Betriebsräte, das ihnen zwar ge­
setzlich zusteht, aber in der 
Praxis von den Unternehmern 
überall streitig gemacht wird.
Die Allgemeine Gewerkschafts­
gruppe Metall in Hannover hatte 
einen Entwurf zu einer Betriebs­
vereinbarung ausgearbeitet, den 
der Betriebsrat derBode-Panzer- 
Gesellschaft der Betriebsleitung 
zur Annahme vorlegte.

Der Entwurf sieht u. a. vor, 
daß die Geschäftsleitung Ein­
stellungen, Entlassungen, Ver­
setzungen und Beförderungen 
von Arbeitern und Angestellten 
nur mit Zustimmung des Be­
triebsrats vornehmen darf. Auch 
soll der Betriebsrat bei der Fest­
legung des Produktionspro­
gramms, bei Erweiterung, . Ein­
schränkung oder Stillegung, Auf­
nahme neuer und Aufgabe bis­
heriger Produktionszweige des 
Betriebes mitbestimmen sowie 
an Aufsichtsratssitzungen mit beratender Stimme teil­
nehmen. Ferner soll die Geschäftsleitung dem Betriebsrat 
laufend monatlich und nach Ablauf des Geschäftsjahres 
einen umfassenden Bericht über die Lage und den Gang 
des Unternehmens geben und dem Betriebsrat Einsicht­
nahme in die Bücher und Bilanzunterlagen gewähren. Das 
sind im wesentlichen die Forderungen des Betriebsrats, die 
aber von der Betriebsleitung abgelehnt werden und um 
deren Durchsetzung die 320 Personen zählende Belegschaft 
gegen eine Stimme den Streik beschloß.

Das Betriebsrätegesetz Nr. 22 vom 10. April 1946 be­
stimmt ausdrücklich, daß die Betriebsräte Rüstungs­
produktion zu verhindern, die Denazifizierung durch­
zusetzen, den Schutz des Arbeiters vor der Willkür des 
Unternehmers zu sichern sowie für eine friedensmäßige 
Produktion zu sorgen haben. Die Annahme der von der Ge­
werkschaft yorgeschlagenen Betriebsvereinbarung ist eine 
unerläßliche Voraussetzung für die Einhaltung der im 
Gesetz verankerten Pflichten und Rechte der Betriebsräte 
auf Mitbestimmung. Die kapitalistischen Unternehmer aber 
sehen gerade in diesem Rechte eine große Gefahr für ihre 
vom Profitinteresse geleitete und bestimmte Wirtschaft. 
Deshalb hatte auch die im Sommer 1946 in Bielefeld statt­
gefundene Unternehmerkonferenz genaue Richtlinien aus­
gearbeitet, wie die durch das neue Betriebsrätegesetz auf­
tauchende Gefährdung des Herrn-im-Hause-Standpunktes 
der Unternehmer verhindert werden soll. Noch deutlicher 
geht dieser Widerstand der Unternehmer gegen die An­
wendung des Betriebsrätegesetzes aus einem jins zu­
geflatterten Rundschreiben Nr. 12 des Sozialausschusses der 
Wirtschafts verbände und der Arbeitsgemeinschaften für 
Industrie, Handel und Handwerk im Lande Braunschweig 
vom 21. Oktober 1946 hervor. Darin werden die Unter­
nehmer u. a. angewiesen, den Forderungen der Betriebs­
vertretungen nach einem Mitwirkungs- bzw. Mitbestim­
mungsrecht auf folgenden drei Gebieten nicht stattzugeben:
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a) Einstellungen, Entlassun­

gen, Beförderungen und 
Gehaltserhöhungen,

b) Überwachung der Gehälter 
bei übertariflich bezahlten 
Angestellten,

c) Berichterstattung über den 
Gang des Geschäftsablaufs 
(Geschäftsbericht, Bilanz).

Wenn man weiß, daß der Be­
triebsleiter Hermann B o d e  ein 
ehemaliger Nazi und Wehrwirt­
schaftsführer und heute Führer 
des als Wirtschaftsgruppe ge­
tarnten Unternehmerverbandes 
Niedersachsens ist, dürfte klar 
sein, warum ausgerechnet bei 
Bode-Panzer der Streik um das 
Mitbestimmungsrecht entbrannt 
ist. Es ist dies ein Kampf von 
größter grundsätzlicher Bedeu­
tung. Eine Niederlage der Bode- 
Panzer-Belegschaft würde das 
Zeichen für die gesamte Reak­
tion in den westlichen Zonen 
sein, noch stärker gegen ein 
neues antifaschistisch-demokra­
tisches Deutschland vorzustoßen. 
Die jungen Gewerkschaftsführer 
in Hannover, fast alles Sozial­
demokraten, haben das bei die­

sem ersten Streik in der britischen Besatzungszone, der um 
die vom Naziregime mit Blut und Terror unterdrückten 
Rechte der Werktätigen geht, sehr wohl erkannt. Deshalb 
hat auch die Gruppe Metall der Allgemeinen Gewerkschaft 
den Streik als den ihren erklärt. Die Kommunisten sind in 
der Bode-Panzer-Fabrik eine kleine Minderheit.

Eö bleibt allerdings abzuwarten, ob wirklich alle sozial­
demokratischen Gewerkschaftsführer mit heißem Herzen bei 
diesem ersten Kampf hannoverscher Arbeiter sind; haben 
doch schon gemeinsame Besprechungen mit Vertretern der 
Unternehmer stattgefunden, um ein Kompromiß zu er- 

. reichen. Die Arbeiterschaft aber versteht, daß es sich hier 
nicht um Einzelfragen, sondern um die Durchsetzung prin­
zipieller Rechte handelt. Das beweisen die lebhaften Dis­
kussionen in allen Betrieben Niedersachsens.

Die Gewerkschaft Hannover beabsichtigt, den Streik 
auch auf andere Betriebe auszudehnen, um einen schnelle­
ren Erfolg zu gewährleisten. Diese Maßnahme müßte über­
all beschlossen werden, wo sich Einzelbelegschaften gegen 
die reaktionäre Haltung der Unternehmer in bezug auf das 
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte ebenso wehren 
müssen, wie bei Bode-Panzer. In der Sowjetzone haben es 
die Arbeiter leichter. Dennoch versuchen auch hier einzelne 
Unternehmer, Betriebsvereinbarungen zu verhindern. So 
weigerte sich in Sachsen ein Teil der Bauunternehmer, die 
ihnen vorgeschlagene Betriebsvereinbarung zu unterschrei­
ben. Die Bauarbeiter in M e e r a n e  und einigen umliegen­
den Orten traten daraufhin in den Streik. Nach drei Tagen 
haben die Unternehmer unterschrieben und auch die Be­
zahlung dßr Streiktage bewilligt.

Der Streik bei Bode-Panzer ist ein Fanal für Klassen­
kämpfe, die sich im Westen zweifellos noch entwickeln 
werden. Mögen Sozialisten und alle Klassenbewußten für 
diese kommenden großen Aufgaben gerüstet sein!
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